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Der Parlamentarische Staatssekretär 
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Bonn, den 22. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Regionale Aktionsprogramme 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, Dr, 
Warnke, Rock, Setters, Dr. Müller-Hermann, Franke 
(Osnabrück), Dr. Huys, Dr. Unland, Dr. Reinhard, Storm, 
Dr. Ritz und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/748 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Wie die Bundesregierung im Strukturbericht 1970 der Bundes- 
regierung vom 8. Mai 1970 (Drucksache VI/761) Tz 19 ff. aus- 
führlich dargestellt hat, stellen die Regionalen Aktionspro- 
gramme einen großen Fortschritt gegenüber den bisherigen 
Methoden der regionalen Wirtschaftsförderung dar. Die Bun- 
desregierung vermag Nachteile, die nach der Kleinen Anfrage 
mit den Regionalen Aktionsprogrammen verbunden sein sollen, 
nicht zu erkennen. Wie schon im Strukturbericht 1969 der Bun- 
desregierung (Drucksache V/4564) vom 4. Juli 1969 Tz 19 und 
24 sowie im vorliegenden Strukturbericht 1970 Tz 22 und 28 
ausgeführt wurde, werden im Rahmen der Regionalen Aktions- 
programme nicht nur „produktives Gewerbe" sondern vielmehr 
gewerbliche Unternehmen, Projekte zur Verbesserung der In- 
frastruktur und Einrichtungen des Fremdenverkehrs gefördert. 

Zu den einzelnen Fragen wird wie folgt Stellung genommen: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, in denen die aus- 
gewählten Standorte durch zufällige, unzulängliche Kommunal- 
grenzen die durch die Aktionsprogramme möglichen Förderungs- 
maßnahmen nicht auszusdiöpfen vermögen, die unmittelbar 
benachbarten Gemeinden in die Förderungsmaßnahmen mit 
einzubeziehen? 


Das ist bereits der Fall (vgl. Struktürbericht der Bundesregie- 
rung 1970 Tz 20). 


Buchdnickerel P. Meier, 5201 St. Auaustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Gosthestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/81 3 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


2. Ist die Bundesregierung bereit, auch die Förderung des Woh- 
nungsbaus in den Katalog der Förderungsmaßnahmen mit ein- 
zubeziehen, nachdem sich herausgestellt hat, daß die Ansied- 
lung neuer Betriebe in den strukturschwachen Gebieten vielfach 
an Wohnungsmangel scheitert? Das gilt insbesondere für den 
Zonenrandraum. 


Nach Ansicht der Bundesregierung bedürfen die Regionalen 
Aktionsprogramme einer Ergänzung durch verstärkte Anstren- 
gungen im sozialen Wohnungsbau. Das in Vorbereitung be- 
findliche langfristige Wohnungsbauprogramm des Bundes sieht 
flankierende Maßnahmen zu den Regionalen Aktionsprogram- 
men vor. Diese Absicht hat die Bundesregierung bereits im 
Strukturbericht 1970 Tz 21 bekundet; sie gilt auch für das 
Zonenrandgebiet. 


3. Sollten nicht auch solche Investitionen und Infrastrukturmaß- 
nahmen gefördert werden, die geeignet sind, die Attraktivität 
der strukturschwachen Gebiete unter dem Gesichtspunkt ihres 
Wohn- und Freizeitwertes zu erhöhen, da sich zeigt, daß es auch 
bei ausreichendem Arbeitsplatzangebot dennoch zu einer stän- 
digen Abwanderung von Arbeitskräften aus diesen Gebieten 
kommt? Hierbei ist beispielsweise an die Förderung von Dienst- 
leistungsbetrieben, Einkaufsmöglichkeiten, Sportstätten, Erho- 
lungsstätten usw. zu denken. Dieses gilt insbesondere wieder 
für das Zonenrandgebiet. 


In dem von der Bundesregierung verabschiedeten Entwurf des 
ERP- Wirtschaftsplangesetzes 1970 ist die Förderung von Inve- 
stitionen und Infrastrukturmaßnahmen vorgesehen, welche ge- 
eignet sind, die Attraktivität der in den Regionalen Aktions- 
programmen erfaßten strukturschwachen Gebiete einschließ- 
lich des Zonenrandgebietes zu erhöhen. 

Das ERP-Kreditprogramm für gewerbliche Unternehmen in Ge- 
bieten der Regionalen Aktionsprogramme ist gegenüber dem 
Vorjahr um 37,5 Millionen DM auf 167,5 Millionen DM aufge- 
stockt worden. Mit diesem Programm soll die Errichtung, Er- 
weiterung, Umstellung und grundlegende Rationalisierung von 
mittelständischen Betrieben des Handels, Handwerks, Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbes — also überwiegend von 
Dienstleistungsbetrieben — verstärkt gefördert werden. Zur 
Förderung von Infrastrukturmaßnahmen in Gemeinden, die in 
Gebieten der Regionalen Aktionsprogramme liegen, sind 
125 Millionen DM vorgesehen. Dieser Betrag soll vor allem 
dazu dienen, den Wohn- und Freizeitwert in den Schwerpunkt- 
orten der Regionalen Aktionsprogramme zu erhöhen. Diese 
Ankündigungen sind ebenfalls bereits im Strukturbericht 1970 
der Bundesregierung und im Entwurf des ERP-Wirtschaftsplans 
1970 (BR-Drucksache 215/70 vom 24. April 1970) enthalten. Im 
übrigen ist darauf hinzuweisen, daß der Ausbau der Infra- 
struktur im wesentlichen Angelegenheit der Gemeinden und 
der Länder ist. 
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4. Erkennt die Bundesregierung an, daß die Förderungsmaßnahmen 
für strukturschwache Gebiete grundsätzlich unabhängig von der 
Konjunkturlage gegebenenfalls sogar prozyklisch auszurichten 
sind? Damit würde der Erkenntnis Rechnung getragen, daß ins- 
besondere die Schaffung neuer Arbeitsplätze vor allem in der 
Phase der Hochkonjunktur mit Erfolg möglich ist. 

Ist die Bundesregierung bereit, daraus die entsprechenden Kon- 
sequenzen zu ziehen und die Mittel für Förderungsmaßnahmen 
in diesen Gebieten von Haushaltskürzungen und -Sperrungen 
zum Zweck der Konjunkturstabilisierung auszunehmen? 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß eine gute Konjunktur- 
lage die Basis für eine erfolgreiche regionale Strukturpolitik 
bildet. Sie ist bestrebt, die Chancen wahrzunehmen, welche 
sich aus der gegenwärtigen Hochkonjunktur für die Struktur- 
politik ergeben; „Chancen und Erfolge der Strukturpolitik bei 
Stabilität und Vollbeschäftigung" legte die Bundesregierung 
im Strukturbericht 1970 der Bundesregierung, Tz 1 ff. ausführ- 
lich dar. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Mittel des Regio- 
nalen Förderungsprogramms (einschließlich neuer Verpflich- 
tungsermächtigungen) von 173,8 Millionen DM im Jahre 1969 
auf 353,8 Millionen DM im Jahre 1970 zu erhöhen. Für das Ge- 
meinsame Strukturprogramm Ruhr-Saar-Bundesfördergebiete 
sind 1970 wie im Vorjahr GO Millionen DM vorgesehen. 

Aus stabilitätspolitischen Gründen hat die Bundesregierung im 
Bundeshaushalt 1970 Sperren in Höhe von 2,68 Milliarden DM 
vorgeschlagen. Davon entfallen 5 Millionen DM auf die Mittel 
des Regionalen Förderungsprogramms und 10 Millionen DM 
auf Mittel des Gemeinsamen Strukturprogramms. Laufende 
Vorhaben im‘ Bereich der regionalen Strukturförderung sollen 
durch diese Sperren nicht beeinträchtigt werden. Diese Sperren 
sind jedoch wegen der im Frühjahr und Sommer 1969 versäum- 
ten außenwirtschaftlichen Absicherung unabweisbar geworden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, die für die einzelnen Räume in 
den Aktionsprogrammen für die Jahre 1969 bis 1973 für Inve- 
stitionen vorgesehenen Beträge diesen dadurch voll zukommen 
zu lassen, daß ihre Aufteilung auf die einzelnen Investitions- 
maßnahmen {Schaffung neuer Arbeitsplätze, Industriegelände- 
erschließung und kommunale Infrastruktur) nur Richtgrößen 
sind, d. h., daß der jeweilige Gesamtbetrag auch anders als in 
den Aktionsprogrammen vorgesehen auf die einzelnen Ver- 
wendungszwecke aufgeteilt werden kann? 


In den Regionalen Aktionsprogrammen werden die verfügbaren 
Mittel auf einzelne Maßnahmenarten (etwa Förderung gewerb- 
licher Investitionen, Ausbau der Infrastruktur) aufgeteilt. Dabei 
handelt es sich um Richtgrößen (Planzahlen); die Summen der 
im einzelnen bewilligten Investitionshilfen können entspre- 
chend der unterschiedlichen gewerblichen Investitionsneigung 
davon abweichen (vgl. Strukturbericht 1970, Anhang B). 


Arndt 
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